Preußiſche Geſetzaammlung 
Jahrgang 1921 | Nr. 18. 


(Nr. 12077.) Verordnung zur Ausführung des § 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 
1920 (Reichs-Geſetzbl. S. 147) in den dem Finanzminiſter und dem Miniſter 
des Innern unterſtellten Zweigen der Staatsverwaltung. Vom 7. Februar 1921. 


Au Grund des $ 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 147) wird nach Verhandlung mit den beteiligten wirtſchaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitnehmer folgendes verordnet: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 
8 1. 


Die dem Finanzminiſter und Miniſter des Innern einzeln oder gemeinſam 


unterſtellten Zweige der Staatsverwaltung werden zur Bildung von Einzel⸗ und 
Geſamtbetriebsvertretungen zuſammengefaßt. 
82. 

Innerhalb der im §! bezeichneten Zweige der Staatsverwaltung gelten 
als Betriebe im Sinne des Betriebsrätegeſetzes die Zentral, Provinzial⸗ und 
Lokalbehörden, mithin das Finanzminiſteriüm, das Miniſterium des Innern, die 
Oberpräſidien, die Bezirksregierungen einſchließlich der Miniſterial⸗, Militär⸗ und 
Bau-Kommiſſion in Berlin, die Kreiskaſſen, die Kataſterämter, die Hochbauämter, 
die Landratsämter und die ſtaatlichen Polizeiverwaltungen. 


63. 

Die Rechte und Pflichten des Staates als Arbeitgebers übt der Vorſtand 
der Behörde aus. Er iſt befugt, Beamte der Behörde als beſondere Vertreter 
zu beſtellen. AR 94 f 

Arbeitnehmer im Sinne des Betriebsrätegeſetzes ſind Arbeiter und Angeſtellte, 
die einem der im § 1 bezeichneten Zweige der Staatsverwaltung unterſtellt find. 

Arbeitnehmer im Sinne des Betriebsrätegeſetzes ſind auch Arbeiter und 
Angeſtellte, die von einem unmittelbaren Staatsbeamten zu ſeiner Anterſtützung 
bei der Erledigung ſtaatlicher Aufgaben im eigenen Namen angenommen und aus 
einer ihm gewährten Dienſtaufwandsentſchädigung entlohnt werden. In Zweifels, 
fällen iſt die Entſcheidung der beteiligten Miniſter maßgebend, die nach Voll⸗ 
ziehung der erſten Wahl des Hauptbetriebsrats nach Benehmen mit dieſem zu 
treffen iſt. f 
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II. Aufbau der Betriebsvertretungen. 
g 5. f 
Als Einzelbetriebsvertretungen werden örtliche Betriebsvertretungen (Betriebs⸗ 
räte, Betriebsobleute), als Geſamtbetriebsräte werden Bezirksbetriebsräte und ein 
Hauptbetriebsrat gebildet. 8 6 i 


Bei jeder Behörde ($ 2), die die im Betriebsrätegeſetze vorgeſehene Mindeſt⸗ 
zahl von Arbeitnehmern beſchäftigt, wird eine örtliche Betriebsvertretung gebildet. 
i Iſt nach der Zahl der Arbeitnehmer bei einer Lokalbehörde eine örtliche 
Betriebsvertretung nicht zu bilden, ſo können die beteiligten Miniſter, nach Voll— 
ziehung der erſten Wahl des Hauptbetriebsrats nach Benehmen mit dieſem, 
beſtimmen, daß bei allen Lokalbehörden, die in demſelben Kreiſe ihren Sitz haben, oder 
bei einem Teile von ihnen eine gemeinſame örtliche Betriebsvertretung gebildet wird. 

Iſt nach der Zahl der Arbeitnehmer bei einem Oberpräſidium, an deſſen 
Sitze ſich eine Bezirksregierung befindet, eine örtliche Betriebsvertretung nicht zu 
bilden, fo wird beim Oberpräſidium und bei der Bezirksregierung eine gemeinſame 
örtliche Betriebsvertretung gebildet. 0 

Zur Vertretung der von den Provinzial- und Lokalbehörden beſchäftigten 
Arbeitnehmer wird für jeden Regierungsbezirk bei der Bezirksregierung, für den 
Bezirk der Stadtgemeinde Berlin beim Oberpräſidium in Berlin ein Bezirks⸗ 
betriebsrat gebildet. 


Zur Vertretung aller Arbeitnehmer wird beim Finanzminiſterium und 
beim Miniſterium des Innern ein gemeinſamer Hauptbetriebsrat gebildet. 
8 9. 5 
Die Bildung von gemeinſamen oder Geſamtbetriebsvertretungen iſt nur 
inſoweit zuläſſig, als es in dieſer Verordnung vorgeſehen iſt. N 


III. Zuſammenſetzung. 
$ 10. 
Die Zuſammenſetzung der örtlichen Betriebsvertretungen beſtimmt ſich 
nach den Vorſchriften des Betriebsrätegeſetzes. Be 
§11. 
Die Bezirksbetriebsräte beſtehen aus je ſieben Mitgliedern. 
N $ 12. 
Der Hauptbetriebsrat beſteht aus elf Mitgliedern. 
. 
Bei den Bezirksbetriebsräten und beim Hauptbetriebsrate werden Betriebs 
ausſchüſſe nicht gebildet. 814 f E | 
Bei der Zuſammenſetzung der VBetriebsvertvetungen ſollen die verjchtedenen 


Berufsgruppen der beſchäftigten männlichen und weiblichen Arbeitnehmer nach 
Möglichkeit berückſichtigt werden. 


Befinden ſich unter den Arbeitnehmern ſowohl Arbeiter wie Angeftellte, 
ſo darf keine Gruppe weniger als einen Vertreter haben. 


IV. Wahl. 


i $ 16. | 
Die Wahl zu den örtlichen Betriebsvertretungen beſtimmt ſich nach den 
Vorſchriften des Betriebsrätegeſetzes. . 5 


c i 

Zur Wahl des Bezirksbetriebsrats bilden die Arbeitnehmer des Bezirks, 
zur Wahl des Hauptbetriebsrats bilden alle Arbeitnehmer je einen Wahlkörper. 
Sie wählen die Mitglieder des Bezirksbetriebsrats und des Hauptbetriebsrats 
aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der 
Verhältniswahl. Wiederwahl iſt zuläſſig. Die Wahl der Mitglieder des Bezirks⸗ 
betriebsrats und des Hauptbetriebsrats findet in demſelben Wahlgange mit der 
Wahl zu den örtlichen Betriebsvertretungen ſtatt. 


n § 18. 

Die Leitung der Wahl des Bezirksbetriebsrats liegt in der Hand eines vom 
Bezirksbetriebsrate, die Leitung der Wahl des Hauptbetriebsrats liegt in der Hand 
eines vom Hauptbetriebsrat zu wählenden, aus ſieben wahlberechtigten Arbeitnehmern 
beſtehenden Wahlvorſtandes. Der Wahlvorſtand wählt ſeinen Vorſitzenden ſelbſt. 

Die Leitung der erſten Wahl nach Inkrafttreten dieſer Verordnung liegt 
hinſichtlich des Bezirksbetriebsrats in der Hand eines vom Regierungspräſidenten, 
in Berlin vom Oberpräſidenten, hinſichtlich des Hauptbetriebsrats in der Hand 
eines von den beteiligten Miniſtern zu berufenden Wahlvorſtandes, der aus ſieben 
von den bei den Verhandlungen über dieſe Verordnung beteiligten wirtſchaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitnehmer vorzuſchlagenden Arbeitnehmern beſteht. Das 
gleiche gilt im Falle des § 23 Abſ. 2 des Betriebsrätegeſetzes. . 


Sl 
Der Wahlvorſtand hat die Mitglieder des Bezirksbetriebsrats oder des 
Hauptbetriebsrats ſpäteſtens eine Woche nach ihrer Wahl zur Vornahme der 
nach dem § 26 des Betriebsrätegeſetzes erforderlichen Wahlen zuſammenzurufen. 


9 20. a ne 
Die Wahlzeit der örtlichen Betriebsvertretungen, der Bezirksbetriebsräte 
und des Hauptbetriebsrats beträgt ein Jahr. Sie beginnt mit dem 1. April 
eines jeden Jahres und endet mit dem 31. März des nächſten Jahres. Die 
Wahlzeit der erſten nach Inkrafttreten dieſer Verordnung gewählten Betriebs⸗ 
vertretungen endet mit dem 31. März 1922. i . i 
Iſt während der Mahlzeit zu einer Neuwahl zu ſchreiten, ſo findet dieſe 
für den Reſt der Wahlzeit ftatt. . e 
Nach Ablauf der Wahlzeit bleiben die Mitglieder der Betriebsvertretungen 
noch bis zum Zuſammentritte der neugewählten Betriebsvertretungen im Amte. 


. 


. 
Die näheren Beſtimmungen über das Wahlverfahren werden von den be- 
teiligten Miniſtern durch eine Wahlordnung getroffen. e 
V. Zuſtändigkeit. 
8 22. 


Die örtliche Betriebsvertretung iſt zuſtändig für Angelegenheiten, die aus 


dem örtlichen Arbeitsverhältnis entſpringen und nicht über den Bereich der 
Betriebsvertretung hinaus von Bedeutung ſind. a 
5 a 823. 

Der Bezirksbetriebsrat iſt zuſtändig für Angelegenheiten, die über den 
Bereich einer örtlichen Betriebsvertretung, nicht aber über den Bereich des Bezirks⸗ 
betriebsrats hinaus von Bedeutung ſind. N 

Der Bezirksbetriebsrat iſt ferner zuſtändig für Angelegenheiten, die ihm vom Re⸗ 
gierungspräſidenten, in Berlin vom Oberpräſidenten zur Behandlungüberwieſen werden. 

5 § 24. 

Der Hauptbetriebsrat iſt zuſtändig für Angelegenheiten, die über den 
Bereich eines Bezirksbetriebsrats hinaus von Bedeutung find. 


Der Hauptbetriebsrat iſt ferner zuſtändig für Angelegenheiten, die ihm 


von den beteiligten Miniſtern zur Behandlung uͤberwieſen werden. 
§ 25. 89 1 


25 


* 


dene 


Ob eine Angelegenheit über den Bereich einer örtlichen Betriebsvertretung 


oder eines Bezirksbetriebsrats hinaus von Bedeutung iſt, entſcheiden, ſoweit ſie 
es für erforderlich halten, die beteiligten Miniſter, nach Vollziehung der erſten 
Wahl des Hauptbetriebsrats nach Benehmen mit dieſen. 
VI. Schlußbeſtimmungen. 
$ 26, 
Die beteiligten Minifter werden ermächtigt, nach Verhandlung mit den 


beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer Ausführungsbeſtim⸗ 


mungen zu dieſer Verordnung zu erlaſſen. 
8 27. 


Mit Vollziehung der erſten Wahl nach Inkrafttreten dieſer Verordnung 


hören die vorhandenen Betriebsvertretungen zu beſtehen auf. 
28. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 7. Februar 1921. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Severing. Lüdemann. 
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